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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Rechtsangleichung in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Richtlinie des Rats zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften über Fahrtrichtungsanzeiger für Kraftfahrzeuge. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 26. Juli 1965 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag wird voraussichtlich beschlossen werden. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung 

Lücke 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Fahrtrichtungsanzeiger für Kraftfahrzeuge 

(Von der Kommission dem Rat vorgclegl) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf die Bestimmungen des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, insbesondere auf Artikel 100; 

auf den Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlamen- 
tes; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

und in Erwägung nachstehender Gründe: 

zur Beförderung von Waren oder Personen be- 
stimmte Kraftfahrzeuge müssen in den Mitgliedstaa- 
ten bestimmten zwingend vorgeschriebenen tech- 
nischen Merkmalen entsprechen. Diese Bestimmun- 
gen sind von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat ver- 
schieden. Durch ihre Unterschiedlichkeit behindern 
sie den Warenverkehr und können ungleiche Wett- 
bewerbsbedingungen in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft verursachen. 

Diese Behinderung für die Errichtung und das 
reibungslose Funktionieren des Gemeinsamen Mark- 
tes lassen sich verringern und sogar beseitigen, 
wenn sämtliche Mitgliedstaaten die gleichen Be- 
stimmungen entweder in Ergänzung oder anstelle 
ihrer derzeitigen Rechtsvorschriften annehmen. 

Selbst da, wo sie nicht die in einigen Mitglied- 
staaten geltenden weniger strengen Bestimmungen 
ersetzen, bieten diese gemeinsamen Vorschriften 
den Unternehmen die Möglichkeit, ihre Produktion 
in ihren technischen Merkmalen den Rechtsvor- 
schriften aller Mitgliedstaaten anzupassen, so daß 
sie innerhalb der gesamten Gemeinschaft vertrieben 
und verwendet werden kann. In einem Sektor, in 
dem die Serienfertigung eine große Rolle spielt, 
werden die Unternehmen immer häufiger die ge- 
meinsamen Vorschriften anwenden. 

Die festzulegenden gemeinsamen Vorschriften 
sind notwendig und ausreichend, um die Sicherheit 
des Straßenverkehrs im gesamten Bereich der Ge- 
meinschaft zu gewährleisten. 

Die technischen Vorschriften, denen die Kraft- 
fahrzeuge nach den nationalen Rechtsvorschriften 
entsprechen müssen, beziehen sich auf zahlreiche 
Einzelteile dieser Fahrzeuge. Wegen der Unter- 
schiedlichkeit ihres Inhalts werden sie Gegenstand 
einer Reihe aufeinanderfolgender Richtlinien bilden. 
Diese betreffen u. a. die Fahrtrichtungsanzeiger. 


Die Regelung für die Fahrtrichtungsanzeiger um- 
faßt nicht nur die Vorschriften über ihre Bauart, 
sondern auch über ihre Anbringung am Fahrzeug; 
die Beachtung der technischen Vorschriften wird 
herkömmlicherweise von den Mitgliedstaaten kon- 
trolliert, bevor die Kraftfahrzeuge und die Einzel- 
teile, für welche sie gelten, in den Handel gebracht 
werden; diese Kontrolle erstreckt sich auf Fahrzeug- 
und Bestandteiltypen; bezüglich der gemeinsamen 
Vorschriften macht diese Kontrolle sowie die Aner- 
kennung der von einem Mitgliedstaat durchgeführ- 
ten Kontrolle durch die übrigen Mitgliedstaaten 
zwei Verfahren erforderlich, nämlich einmal die 
Erteilung der Bauartgenehmigung für die Fahrt- 
richtungsanzeiger, zum anderen die Erteilung der 
Betriebserlaubnis für die Kraftfahrzeuge selbst. 

Durch das Verfahren der Bauartgenehmigung 
kann jeder Mitgliedstaat feststellen, ob ein Fahrt- 
richtungsanzeiger den gemeinsamen Bauartvor- 
schriften entspricht; er vermag sodann die übrigen 
Mitgliedstaaten von der getroffenen Feststellung 
zu unterrichten und schließlich — je nachdem, ob 
sie in seinem Hoheitsgebiet oder außerhalb her- 
gestellt sind — die jeweils geeigneten Maßnahmen 
zur Anbringung eines Prüfzeichens auf allen dem 
genehmigten Typ entsprechenden Vorrichtungen 
vorzuschreiben. Das so auf einem im Inland, in der 
Gemeinschaft oder in einem Drittland hergestellten 
Gerät angebrachte Prüfzeichen läßt die Vermutung 
zu, daß es den in das nationale Recht der Mitglied- 
staaten übernommenen Gemeinschaftsvorschriften 
entspricht und macht eine technische Nachprüfung 
bei der Einfuhr überflüssig. 

Die Erteilung der Betriebserlaubnis für ein Fahr- 
zeug hängt in allen Mitgliedstaaten von der Ver- 
einbarkeit der einzelnen Kraftfahrzeugteile mit den 
jeweils anwendbaren Vorschriften ab. Auf Wunsch 
der Beteiligten wird sie aufgrund der gemeinsamen 
Vorschriften erteilt, soweit diese in Kraft sind, im 
übrigen aufgrund der nationalen Vorschriften. Es 
erübrigt sich, daß die Nachprüfungen durch einen 
Mitgliedstaat aufgrund der gemeinsamen Vorschrif- 
ten von den anderen Mitgliedstaaten wiederholt 
werden, wenn auch bei ihnen die Betriebserlaubnis 
beantragt wird. Die Einzelheiten einer gegenseitigen 
Anerkennung der Kraftfahrzeugkontrollen, die 
ebenso umfassend sein soll wie der Kontrolle ihrer 
Einzelteile, werden später festgelegt. 

Unbeschadet der Artikel 169 und 170 des Vertra- 
ges ist es zweckmäßig, im Rahmen der Zusammen- 
arbeit zwischen den zuständigen Stellen der Mit- 
gliedstaaten geeignete Bestimmungen vorzusehen, 
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um die Lösung technischer Streitfragen zu erleich- 
tern, die darüber entstehen könnte, ob eine Pro- 
duktion mit dem Typ übereinstimmt, für den die 
Betriebserlaubnis oder die Bauartgenehmigung er- 
teilt wurde — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


KAPITEL I 

Begriffsbestimmung und Grundsatz 

Artikel 1 

Als Kraftfahrzeuge im Sinne dieser Richtlinie gel- 
ten alle mindestens vierrädrigen oder symmetri- 
schen dreirädrigen, am Straßenverkehr teilnehmen- 
den Kraftfahrzeuge mit oder ohne Aufbau und einer 
bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr 
als 25km/h sowie ihre Anhänger. 

Ausgenommen sind Fahrzeuge, die zur Verwen- 
dung in der Landwirtschaft, der Industrie oder im 
Bauwesen dienen, wie Ackerschlepper, selbstfah- 
rende Landmaschinen und Hoch- und Tiefbaugeräte, 
selbst wenn sie ausnahmsweise zur Beförderung 
verwendet werden. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten können den Verkauf von 
Fahrtrichtungsanzeigern nicht aus Gründen ihrer 
Bau- oder Wirkungsweise untersagen, wenn diese 
Geräte den in Anhang I zu dieser Richtlinie fest- 
gelegten Bauvorschriften entsprechen. 

Sie können den Verkauf, die Zulassung, die In- 
betriebnahme oder die Verwendung von Kraftfahr- 
zeugen aus Gründen, die im Zusammenhang mit 
ihrer Ausrüstung mit Fahrtrichtungsanzeigern ste- 
hen, nicht versagen bzw. verbieten, wenn letztere 
den in Anhang I zu dieser Richtlinie festgelegten 
Bau- und Anbringungsvorschriften entsprechen. 


KAPITEL II 

Bauartgenehmigung für Fahrtrichtungsanzeiger 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten erteilen auf Antrag die Bau- 
artgenehmigung für jede Bauart eines Fahrtrich- 
tungsanzeigers, sofern: 

a) die Fahrtrichtungsanzeiger den in Anhang I zu 
dieser Richtlinie vorgesehenen Bauvorschriften 
und Versuchen entsprechen; 

b) der Hersteller, sofern er nicht selbst in dem Mit- 
gliedstaat, in dem er die Bauartgenehmigung 
beantragt, ansässig ist, dort einen von diesem 
Staat zugelassenen Vertreter hat; 

c) der genehmigende Staat in der Lage ist, die 
Übereinstimmung der Produktion mit dem ge- 
nehmigten Typ zu überwachen. 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten stellen dem Antragsteller 
für jeden Typ von Fahrtrichtungsanzeiger, für den 
sie aufgrund von Artikel 3 eine Bauartgenehmigung 
erteilen, ein Prüfzeichen aus, das dem in Anhang I 
zu dieser Richtlinie festgelegten Muster entspricht. 

Die Mitgliedstaaten treffen alle sachdienlichen 
Bestimmungen, um die Verwendung von Prüfzeichen 
zu verhindern, die zu Verwechslungen zwischen 
Fahrtrichtungsanzeigern, für die die Bauartgeneh- 
migung nach Artikel 3 erteilt wurde, und anderen 
Vorrichtungen führen können. 

Artikel 5 

Mit Bezug auf Bau- und Wirkungsweise gelten in 
jedem Mitgliedstaat als den eigenen Rechtsvor- 
schriften entsprechend die Vorrichtungen, die ein 
Prüfzeichen tragen, das die Vorschriften der Ziffern 
18, 19 und 20 von Anhang I dieser Richtlinie erfüllt 
und das nachstehend als EWG-Prüfzeichen bezeich- 
net wird. 

Artikel 6 

Für jeden genehmigten oder abgelehnten Typ 
von Fahrtrichtungsanzeigern übersenden die zustän- 
digen Behörden jedes Mitgliedstaates unverzüglich 
den zuständigen Behörden der anderen Mitglied- 
staaten einen Vordruck, der dem in Anlage II dieser 
Richtlinie festgelegten Muster entspricht. 

Wird eine erteilte Bauartgenehmigung zurück- 
gezogen, so unterrichten sich die zuständigen Be- 
hörden der Mitgliedstaaten gegenseitig über diese 
Maßnahme und ihre Gründe. 

Artikel 7 

Stellen die zuständigen Behörden eines Mitglied- 
staates fest, daß mehrere mit dem gleichen EWG- 
Prüfzeichen versehene Fahrtrichtungsanzeiger nicht 
dem von ihnen nach Artikel 3 genehmigten Typ ent- 
sprechen, so treffen sie die erforderlichen Maßnah- 
men um die Übereinstimmung der Produktion mit 
dem genehmigten Typ wiederherzustellen. Sie 
unterrichten die zuständigen Behörden der anderen 
Mitgliedstaaten von diesen Maßnahmen, die gege- 
benenfalls bis zum Entzug der Bauartgenehmigung 
gehen können. 

Sie treffen die gleichen Maßnahmen, wenn sie 
von den zuständigen Behörden eines anderen Mit- 
gliedstaates von einer derartigen mangelnden Über- 
einstimmung unterrichtet werden. 

Bestreiten die zuständigen Behörden des Mit- 
gliedstaates, der die Bauartgenehmigung erteilt hat, 
den ihnen mitgeteilten Übereinstimmungsmangel, 
so wird die Kommission mit diesem Streitfall befaßt 
und beruft die von den Mitgliedstaaten bezeichneten 
Sachverständigen ein. Erforderlichenfalls empfiehlt 
sie den beteiligten Mitgliedstaaten geeignete Maß- 
nahmen zur Beilegung des Streitfalls; sie kann vor- 
her die zuständigen Behörden eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten mit der Erstellung eines Gutachtens 
beauftragen. 
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KAPITEL III 

Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge 

Artikel 8 

Im Sinne dieses Kapitels ist unter Betriebs- 
erlaubnis eine Verwaltungsmaßnahme mit der fol- 
genden Bezeichnung zu verstehen: 

— Agreation par type und aanneming im belgischen 
Recht, 

— Allgemeine Betriebserlaubnis im deutschen 
Recht, 

— Reception par type im französischen Recht, 

— Omologazione oder approvazione del tipo im 
italienischen Recht, 

— Agreation im luxemburgischen Recht, 

— Typegoedkeuring im niederländischen Recht. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten dürfen aus Gründen, die im 
Zusammenhang mit der Ausrüstung mit Fahrtrich- 
tungsanzeigern stehen, die Betriebserlaubnis eines 
Fahrzeuges nicht versagen, wenn: 

a) die Anzeiger ein EWG-Prüfzeichen tragen und 
den in Anhang I zu dieser Richtlinie enthaltenen 
Anbringungsvorschriften entsprechen ; 

b) der Hersteller, sofern er nicht selbst in dem 
Mitgliedstaat, in dem er die Betriebserlaubnis 
beantragt, ansässig ist, dort einen von diesem 
Staat zugelassenen Vertreter hat; 

c) der genehmigende Staat in der Lage ist, die 
Übereinstimmung der Produktion mit dem Typ, 
für den die Betriebserlaubnis erteilt wurde, zu 
überwachen. 

Artikel 10 

Bezüglich der Ausrüstung mit Fahrtrichtungs- 
anzeigern gelten in jedem Mitgliedstaat diejenigen 
Fahrzeuge als den eigenen Rechtsvorschriften ent- 
sprechend, für die die Bescheinigung nach Artikel 11 
Absatz 1 Unterabsatz 2 ausgestellt wurde. 

Artikel 11 

1. Die zuständigen Behörden jedes Mitgliedstaates 
übersenden den zuständigen Behörden der anderen 
Mitgliedstaaten unverzüglich eine Abschrift der Be- 
triebserlaubnis für jeden Fahrzeugtyp, für den sie 
diese namentlich aufgrund der technischen Vor- 
schriften nach Anhang I dieser Richtlinie erteilen 
oder versagen. 

Für jedes entsprechend dem genehmigten Typ 
hergestellte Fahrzeug wird vom Inhaber der Be- 
triebserlaubnis eine Übereinstimmungsbescheini- 
gung ausgestellt. 

Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
unterrichten sich gegenseitig vom Entzug einer er- 
teilten Betriebserlaubnis und von den Gründen hier- 
für. 


Die Einzelheiten der Anwendung der in den vor- 
angehenden Absätzen vorgesehenen Verfahren, ins- 
besondere die Muster der Betriebserlaubnis und 
der Übereinstimmungsbescheinigung werden in spä- 
teren Richtlinien festgelegt. 

2. Für Fahrzeuge, denen in einem Mitgliedstaat 
die Betriebserlaubnis nach Artikel 9 vor Inkraft- 
treten der in Absatz 1 vorgesehenen Richtlinie er- 
teilt wird, stellt der Mitgliedstaat auf Antrag des 
Inhabers der Betriebserlaubnis eine Bescheinigung 
aus, in der das Fahrzeug, für das die Betriebserlaub- 
nis erteilt wurde, beschrieben und in der festgestellt 
wird, daß seine Ausrüstung mit Fahrtrichtungsan- 
zeigern das EWG-Prüfzeichen trägt und den Anbrin- 
gungsvorschriften gemäß Anhang I dieser Richtlinie 
genügt. 

Diese Bescheinigung ist für die anderen Mitglied- 
staaten, in denen die Betriebserlaubnis für ein Fahr- 
zeug gleichen Typs beantragt wird, verbindlich. 

Artikel 12 

Stellen die zuständigen Behörden eines Mitglied- 
staates fest, daß mehrere Fahrzeuge, für die eine 
Bescheinigung über die Übereinstimmung mit einem 
gleichen Typ ausgestellt wurde, hinsichtlich der 
Ausrüstung mit Fahrtrichtungsanzeigern nicht mit 
dem Typ übereinstimmen, für den sie die Betriebs- 
erlaubnis nach Artikel 9 erteilt haben, so treffen 
sie die notwendigen Maßnahmen, um die Überein- 
stimmung der Herstellung mit dem Typ, für den die 
Betriebserlaubnis geteilt wurde, wiederherzustellen. 

Sie unterrichten die zuständigen Behörden der 
anderen Mitgliedstaaten von den getroffenen Maß- 
nahmen, die gegebenenfalls bis zum Entzug der 
Betriebserlaubnis gehen können. 

Sie treffen die gleichen Maßnahmen, wenn sie 
von den zuständigen Behörden eines anderen Mit- 
gliedstaates von einer derartigen Nichtübereinstim- 
mung unterrichtet werden. 

Bestreiten die zuständigen Behörden des Mitglied- 
staates, der die Betriebserlaubnis erteilt hat, den 
ihnen mitgeteilten Übereinstimmungsmangel, so 
wird die Kommission damit befaßt, die die von den 
einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverstän- 
digen einberuft. Erforderlichenfalls empfiehlt sie 
den beteiligten Mitgliedstaaten geeignete Maßnah- 
men zur Beilegung des Streitfalles; sie kann vorher 
die zuständigen Behörden eines oder mehrerer Mit- 
gliedstaaten mit der Erstellung eines Gutachtens 
beauftragen. 

Sie unterrichten die zuständigen Behörden der 
anderen Mitgliedstaaten von den getroffenen Maß- 
nahmen, die ggf. bis zum Entzug der Betriebserlaub- 
nis gehen können. 

Sie treffen die gleichen Maßnahmen, wenn sie von 
den zuständigen Behörden eines anderen Mitglied- 
staates von einer derartigen Nichtübereinstimmung 
unterrichtet werden. 

Bestreiten die zuständigen Behörden des Mitglied- 
staates, der die Betriebserlaubnis erteilt hat, die 
ihnen mitgeteilte Nichtübereinstimmung, so wird 
die Kommission befaßt, die die von den einzelnen 
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Mtgliedstaaten benannten Sachverständigen ein- 
beruft. Erforderlichenfalls empfiehlt sie den betei- 
ligten Mitgliedstaaten geeignete Maßnahmen zur 
Beilegung des Streitfalls; sie kann vorher die zu- 
ständigen Behörden eines oder mehrerer Mitglied- 
staaten mit der Erstellung eines Gutachtens beauf- 
tragen. 

KAPITEL IV 

Allgemeine und Schlußbestimmungen 

Artikel 13 

Jeder in Anwendung dieser Richtlinie getroffene 
individuelle Verwaltungsakt, durch die eine Bau- 
artgenehmigung oder Betriebserlaubnis versagt oder 
entzogen oder ein Verkaufs- oder Benutzungsverbot 
ausgesprochen wird, ist genau zu begründen. Er 
wird dem Beteiligten unter Angabe der in den Mit- 
gliedstaaten gesetzlich zulässigen Rechtsmittel und 
der Frist, innerhalb derer die Rechtsmittel einzu- 
legen sind, mitgeteilt. 

Artikel 14 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
von allen späteren Entwürfen von Rechts- und Ver- 


waltungsvorschriften, die sie auf den durch diese 
Richtlinie geregelten Gebieten planen, so zeitig, daß 
diese sich hierzu äußern kann. 


Artikel 15 

Diese Richtlinie greift der Anwendung der Arti- 
kel 31 und 32 des Vertrages auf Erzeugnisse, die 
nicht die in Anhang I festgelegten Vorschriften er- 
füllen, nicht vor. 

Artikel 16 

Die Mitgliedstaaten erlassen binnen achtzehn Mo- 
naten nach Notifizierung dieser Richtlinie die zur 
Angleichung erforderlichen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften und unterrichten die Kommission 
unverzüglich hiervon. Diese Bestimmungen dürfen 
aber erst drei Jahre nach der Veröffentlichung die- 
ser Richtlinie im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften an die Stelle der früheren Regelung 
treten. 

Artikel 17 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Anhang I 

Zum Vorschlag einer Richtlinie des Rates 

über Fahrtrichtungsanzeiger für Kraftfahrzeuge 


1. Fahrtrichtungsanzeiger sind dazu bestimmt, eine 
Richtungsänderung des Kraftfahrzeuges anzu- 
zeigen. 

Fahrtrichtungsanzeiger entsprechen folgenden | 
Vorschriften: | 

Bauvorschriften | 

I 

2. Fahrtrichtungsanzeiger sind als fest angebrachte | 
Blinkleuchten auszuführen (Fahrtrichtungsanzei- j 
ger bestehend aus einem beweglichen Winker | 
mit während der Zeichenangebung feststehen- j 
dem oder wippendem Arm sowie einziehbare ! 
Fahrtrichtungsanzeiger sind nicht zulässig). 

3. Die Blinkfrequenz beträgt 90 Blinkzeichen je ! 

Minute mit einer Toleranz von ±30; diese | 
Vorschrift ist einzuhalten, wenn die Geräte an j 
eine Spannung zwischen "5*Vo und rlOVo der i 
Nennspannung angeschlossen werden. j 

4. Kann der Kraftfahrzeugführer nicht mindestens ; 
einen Fahrtrichtungsanzeiger je Fahrzeugseite i 
unmittelbar beobachten, so muß die Einschal- 1 
tung durch eine optische oder akustische Signal- ! 
einrichtung angezeigt werden. 

5. Alle auf derselben Fahrzeugseite angebrachten 
Blinkleuchten werden durch die gleiche Bedie- 
nungseinrichtung ein- und ausgeschaltet. 

6. Photometrische Kennwerte für Fahrtrichtungs- 
anzeiger mit nur einer Lichtstärke: 

Die Lichtstärke innerhalb der unter 13, 14 und | 
15 genannten Felder muß mindestens nächste- | 
hende Werte erreichen: j 

— Bei den Fahrtrichtungsanzeigern an der | 
Rückseite sowie den Fahrtrichtungsanzeigern ; 
an der Vorderseite nach Abbildungen 4 , | 
5, 6, 7 und 8: | 

— 30 Candela im Feld ± 5 " senkrecht ! 

± 5 waagerecht 

— 10 Candela im Feld ± 5 " senkrecht 

±20"^ waagerecht 

— 0,30 Candela im ganzen vorgeschriebe- ^ 
nen Gesichtsfeld. 

— Bei den Fahrtrichtungsanzeigern an den 
Längsseiten nach Abbildung 4: | 

— 30 Candela im Feld ± 5 ° senkrecht 

±5 waagerecht 
(nach vorn) 

— 10 Candela im Feld ±5^ senkrecht, 
sowie waagerecht 20 nach außen und i 
10 ° nach innen (nach vorn) 

— 0,30 Candela im ganzen vorgeschriebe- 
nen Gesichtsfeld. ! 


— Bei den zusätzlichen Fahrtrichtungsanzeigern 
an den Längsseiten nach Abbildung 5: 

— 0,30 Candela im ganzen vorgeschriebe- 
nen Gesichtsfeld. 

— Bei den Fahrtrichtungsanzeigern an den 
Längsseiten nach Abbildung 3: 

— 30 Candela im Feld ± 5 senkrecht 

±5 '^ waagerecht 

— 10 Candela im Feld ±5^ senkrecht 
und waagerecht, 5 ° nach innen und 20 
nach außen. 

— 0,30 Candela im ganzen vorgeschriebe- 
nen Gesichtsfeld. 

Die Lichtstärke darf in keiner Richtung 200 
Candela übersteigen. 

Die vorgenannten Lichtstärken werden bei stän- 
dig brennender Lampe gemessen. 

Führt jedoch der Mitgliedstaat, der die Bauart- 
genehmigung erteilt hat, gegebenenfalls Prü- 
fungen am Herstellungsort durch, so gilt hin- 
sichtlich der vorgenannten Mindestwerte die 
Übereinstimmung der Fahrtrichtungsanzeiger 
mit der genehmigten Bauart als erfüllt, wenn 
bei der Prüfung eine begrenzte Anzahl von 
Fahrtrichtungsanzeigern Werte erreichen, die 
um nicht mehr als 20 ^/o unter diesen Mindest- 
werten liegen. 

7. Die unter Ziffer 6 genannten Werte werden 
bei der Bauartgenehmigung auf den Prüflicht- 
strom einer Eichlampe bezogen. 

Die Eichlampe wird vom Hersteller vorgelegt 
und muß der genormten Bauart eines der Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft oder den Lam- 
zen SAE 1073 mit einem oder zwei Glühfäden 
entsprechen. Bei den Lichtstärkemessungen wird 
die Beleuchtungsstärke auf einem Schirm, wel- 
cher in I' 10 m Entfernung von der Blink- 
leuchte aufgestellt ist, mittels photometrischer 
Zelle gemessen. Der Blendendurchmesser des 
Empfangsgerätes beträgt 50 mm. Die Licht- 
stärke wird aus der Beleuchtungsstärke nach 
der üblichen Formel errechnet. 

8. Farbe. Die Farbe des Lichtes muß in allen 
Richtungen „autogelb" nach folgender Defini- 
tion sein: 

Die mit einer weißen Lichtquelle entsprechend 
einer Verteilungstemperatur von 2 848 "" K ver- 
sehenen Fahrtrichtungsanzeiger sollen ein Licht 
mit folgenden kolorimetrischen Koordinaten 
aussenden: 

— Grenze gegen Rot: X ^ 0,398 

— Grenze gegen Gelb: Y ^ 0,429 

— Grenze gegen Weiß: Z ^ 0,007 
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Vorschriften für die Anbringung 

9. Blinkleuchten sind so am Kraftfahrzeug anzu- 
bringen, daß die vom Hersteller angegebene 
Bezugsachse horizontal und parallel zur Längs- 
symmetrieebene des Fahrzeuges verläuft. 

10. Fahrtrichtungsanzeiger sind symmetrisch zur 
Längssymetrieebene des Kraftfahrzeuges anzu- 
ordnen. 

11. Fahrtrichtungsanzeiger sollen möglichst an der 
breitesten Stelle des Kraftfahrzeuges am äußer- 
sten Rand angebracht sein. Keinesfalls darf der 
Abstand zwischen dem äußeren Rand der Licht- 
austrittsfläche der Blinkleuchte und der äuße- 
ren Begrenzung des Kraftfahrzeuges 0,40 m 
überschreiten; ferner darf der Abstand zwischen 
den inneren Rändern der Lichtaustrittsflächen 
der paarweise angebrachten Blinkleuchten 
0,60 m (siehe Abbildung 1) nicht unterschreiten. 

12. Der obere Rand der Lichtaustrittsfläche der 
Blinkleuchte soll nicht mehr als 1,50 m über der 
Fahrbahn liegen (bei Kraftfahrzeugen, bei de- 
nen dieses Maß praktisch nicht eingehalten 
werden kann, sind größere Abstände zugelas- 
sen; keinesfalls darf 2,10 m bei denen an den 
Längsseiten überschritten werden). Der untere 
Rand der Lichtaustrittsfläche muß bei Fahrt- 
richtungsanzeigern an der Vorder- und Rück- 
seite mindestens 0,40 m, bei denen an den 
Längsseiten mindestens 0,50 m über der Fahr- 
bahn liegen. Diese Abstände sind bei leerem 
Fahrzeug zu messen (vgl. Abbildungen 1 und 2). 

13. Bei Kraftfahrzeugen ohne Anhänger müssen 
Zahl, Anordnung und Sichtbarkeit der Fahrt- 
richtungsanzeiger so sein, daß die von ihnen 
gegebenen Signale mindestens einem der nach- 
stehenden Schemen entsprechen. 

Die Sichtwinkel sind in der schematischen Dar- 
stellung durch Schraffierung gekennzeichnet. 
Die für die Winkel angegebenen Werte sind 
Mindestwerte, die überschritten werden kön- 
nen. Alle Sichtwinkel werden vom Mittelpunkt 
der Lichtaustrittsfläche der Blinkleuchten ge- 
messen. 

Um der Forderung nach Sichtbarkeit innerhalb 
der Sichtwinkel zu entsprechen, sind mindestens 
die folgenden Bedingungen einzuhalten: 

— die sichtbare Oberfläche der Blinkleuchte 
muß in allen Richtungen innerhalb des Ge- 
sichtsfeldes einschließlich der Grenzbereiche 
mindestens 1 cm - betragen; 

— zwischen der Lichtaustrittsfläche und dem 
Auge eines Beobachters darf die Lichtaus- 
breitung nicht behindert werden. Der Be- 
obachter befindet sich hierbei in dem ge- 
meinsamen Bereich, welcher aus den zwei 
nachstehend beschriebenen rechtwinkligen 
Flächenwinkeln gebildet wird, deren Schnitt- 
linien durch die Mitte der Lichtaustritts- 
fläche gehen. 


a) ein Flächenwinkel mit senkrechter Schei- 
tellinie, dessen Flächen mit der Längs- 
symmetrieebene des Kraftfahrzeuges 
Winkel von gegebener Größe bilden; 
die Öffnung dieses Flächenwinkels ent- 
spricht dem waagerechten Winkel der 
geometrischen Sichtbarkeit; 

b) ein Flächenwinkel mit waagerechter 
Scheitellinie, dessen Flächen mit der 
waagerechten Ebene Winkel von gege- 
bener Größe bilden; die Öffnung dieses 
Winkels entspricht dem senkrechten 
Winkel der geometrischen Sichtbarkeit. 
In der Regel ist die Winkelhalbierende 
dieses Flächenwinkels eine waagerechte 
Ebene. 

Typ A — (vgl. Abbildung 3) — nur zwei Fahrt- 
richtungsanzeiger, einer auf jeder Seite. 
Diese Anordnung ist nur bei Fahrzeu- 
gen bis zu 1,60 m Breite und 4,00 m 
Länge zulässig. 

Typ B — (vgl. Abbildung 4) — zwei Fahrt- 
richtungsanzeiger an der Rückseite und 
zwei vorn an den Längsseiten. 

Typ C — (vgl. Abbildung 5) — zwei Fahrt- 
richtungsanzeiger an der Vorderseite, 
zwei an der Rückseite und zwei an den 
Längsseiten. 

Typ D — (vgl. Abbildung 8) — je zwei Fahrt- 
richtungsanzeiger an der Vorder- und 
an der Rückseite. Diese Anordnung ist 
nur bei Kraftfahrzeugen zulässig, bei 
denen der waagerechte Abstand zwi- 
schen den Fahrtrichtungsanzeigern an 
der Vorder- und Rückseite, von der 
Mitte der Lichtaustrittsfläche aus ge- 
messen, unter 6 m beträgt. 

Bei Typ B und C darf der Abstand — d — nicht 
mehr als 1,80 m betragen. Der Wert von 5° 
für den toten Winkel im rückwärtigen Gesichts- 
feld ist ein Höchstwert. Ist es praktisch unmög- 
lich den Wert von 5 ° einzuhalten, so wird die 
Grenze auf 10 ° erhöht. 

14. Die Sichtwinkel der Fahrtrichtungsanzeiger, von 
der Mitte der Lichtaustrittsfläche aus gemessen, 
müssen oberhalb und unterhalb der Waage- 
rechten mindestens 15 betragen (vgl. Abbil- 
dung 2). 

Liegt jedoch der obere Rand der Lichtaustritts- 
fläche der seitlichen Blinkleuchten nicht mehr 
als 1,20 m über der Fahrbahn, so ist ein Sicht- 
winkel von 15 ° unterhalb der Waagerechten 
nicht erforderlich. 

15. Beträgt der Abstand zwischen den Rändern der 
Lichtaustrittsfläche eines Fahrtrichtungsanzei- 
gers und denen der Lichtaustrittsfläche der Ab- 
blendscheinwerfer weniger als 10 cm, so kön- 
nen die in Ziffer 6 angegebenen Mindestwerte 
erhöht werden. 

16. Lastzüge, die aus einer Zugmaschine und einem 
Anhänger oder Sattelanhänger bestehen, sind 
mit Fahrtrichtungsanzeigern zu versehen, die 


7 



Drucksache IV/3784 


Deutscher Buadestag — 4. Wahlperiode 


symmetrisch zur Längssymmetrieebene des ! 
Fahrzeuges angeordnet sind und nachstehende ' 
Bedingungen erfüllen: j 

— der Anhänger oder Sattelanhänger ist an ' 
der Rückseite mit zwei Fahrtrichtungsanzei- j 
gern auszurüsten, die den unter Ziffer 9 und i 
10 aufgeführten Vorschriften sowie den Be- j 
dingungen für die Sichtbarkeit in der 
Waagerechten gemäß Abbildung 6 und den 
Bedingungen für die Sichtbarkeit in der ! 
Senkrechten nach Ziffer 14 genügen (siehe 
Abbildung 7) ; 

— die Zugmaschine ist mit Fahrtrichtungsan- 
zeigern gemäß den Vorschriften für Einzel- 
fahrzeuge zu versehen. 

Bauartprüfungen 

17. Die Bauartprüfungen werden an zwei, für jede 

Bauart vom Hersteller oder gegebenenfalls von 
seinem Vertreter vorzulegenden Muster durch- 
geführt; diese beiden Muster unterliegen sämt- 
lichen Prüfungen und müssen die technischen 
Vorschriften dieser Anlage erfüllen. i 

Prüfzeichen 

18. Das Prüfzeichen besteht aus einem Rechteck, in | 
dem sich der Kleinbuchstabe „e", gefolgt von 


der Kennziffer des Landes, das die Bauartgeneh- 
migung erteilt hat, befindet (1 für die Bundes- 
republik Deutschland, 2 für Frankreich, 3 für 
Italien, 4 für die Niederlande, 6 für Belgien 
und 12 für Luxemburg), sowie aus einer Bau- 
artgenehmigungsnummer, die den für die be- 
treffende Bauart ausgestellten Bauartgenehmi- 
gungsbogen entspricht. Diese Nummer wird in 
der Nähe des Rechtecks angeordnet und kann 
diesem gegenüber eine beliebige Stellung ein- 
nehmen (vgl. Bogen 1). 

19. Dieses Prüfzeichen (Kurzzeichen und Nummer) 
ist auf einem wichtigen Bauteil des Fahrtrich- 
tungsanzeigers so anzubringen, daß es nach 
Anbringung der Fahrtrichtungsanzeiger am 
Kraftfahrzeug von außen gut erkennbar ist. 

20. Die einzelnen Zeichen müssen lesbar und dauer- 
haft angebracht sein. 

Die Abmessungen des untenstehenden Zulassungs- 
zeichens sind in Millimetern angegeben; es sind Min- 
destabmessungen. Die zwischen den Maßangaben be- 
stehenden Proportionen sind einzuhalten. 

Die unter dem Zulassungszeichen befindliche Num- 
mer ist die des Zulassungsbogens; sie ist in der Nähe 
des Rechtecks anzuordnen und kann diesem gegen- 
über eine beliebige Stellung einnehmen. 
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Anhang n 


Bauartgenehmigungsbogen 


Name der zuständigen Verwaltung 


Angaben über die Bauartgenehmigung bzw. den Entzug der Bauartgenehmigung für einen 

Fahrtrichtungsanzeiger 



Bauartgenehmigungsnummer 

1. Herstellerzeidien oder Handelsmarke 

2. Kurzzeichen der Bauart 

3. Name des Herstellers 

4. Anschrift 

5. Name seines etwaigen Vertreters 

6. Anschrift 

7. Zur Bauartgenehmigung vorgelegt am 

8. Prüfstelle 

9. Datum und Nummer des Prüfprotokolls 

10. Datum der Bauartgenehmigung 

1 1 . Datum des Entzugs der Bauartgenehmigung 

12. Genehmigt zum Gebrauch als Fahrtrichtungsanzeiger 
a) an der Vorderseite 

an der Längsseite 
an der Rückseite 

13. Zur Bauartprüfung benutzte Eichlampe 

14. Bauart und Leistung der für den Gebrauch vorgesehenen genormten Lampe 

15. Ort 

16. Datum 

17. Bemerkungen 


Unterschrift 
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Abbildung 1 



Abbildung 2 
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Abbildung 6 



I mox 0,40 


Abbildung 7 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Die Angleichung der für Industrie und Handel 
maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
und insbesondere derjenigen, die aus verschiedenen 
Gründen (öffentliche Sicherheit, Volksgesundheit, 
Betriebssicherheit usw.) den Verkauf und die Ver- 
wendung bestimmter Erzeugnisse Fabrikationsbe- 
schränkungen und -bedingungen unterwerfen, bildet 
einen sehr wichtigen Teil des Anwendungsbereichs 
von Artikel 100 des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

Die einschlägigen Bestimmungen der EWG-Mitglied- 
staaten zeichnen sich durch ihre Sorgfalt und Prä- 
zision aus. Sie tragen häufig technischen Charakter. 
Zahlreiche Unterschiede bestehen zwischen den ver- 
schiedenen nationalen Rechtsvorschriften insbeson- 
dere mit Bezug auf Zusammensetzung, Qualität, Auf- 
machung, Verpackung und Kontrolle der einzelnen 
Erzeugnisse. Diese Unterschiede rechtfertigen die 
Anwendung der Bestimmungen des Artikels 100, da 
sie sich unmittelbar auf die Errichtung oder das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes auswir- 
ken. 

Diese Unterschiede und die mit ihnen verbundenen 
Behinderungen des Warenaustauschs innerhalb der 
Gemeinschaft lassen sich nur durch eine konkrete und 
ausführliche Regelung beseitigen, die die einschlägi- 
gen Bestimmungen der EWG-Staaten zumindest teil- 
weise vereinheitlicht. 

2. Verschiedentlich haben sich die vor allem im 
Hinblick auf eine gewisse Liberalisierung des Waren- 
verkehrs gegründeten internationalen Organisatio- 
nen mit der Notwendigkeit einheitlicher technischer 
Normen befaßt. 

Die dabei gewonnenen Erahrungen zeigen, wie 
schwer sich eine Materie vereinheitlichen läßt, die 
von den Mitgliedstaaten weiterhin einseitig durch 
immer aufs neue abgeänderte Gesetze und Verord- 
nungen geregelt wird. 

Dem raschen Anwachsen der nationalen Bestimmun- 
gen, die ihren Niederschlag in immer zahlreicheren 
Vorschriften zur Regelung von Fertigung, Verkauf 
und Verwendung der verschiedensten Erzeugnisse 
findet, stehen die kümmerlichen Teilergebnisse auf 
internationaler Ebene gegenüber. So sieht das 1958 
in Genf von zahlreichen Mitgliedstaaten des Wirt- 
schaftsausschusses der Vereinten Nationen für Eu- 
ropa Unterzeichnete Übereinkommen vor, daß für 
Kraftfahrzeugausrüstungen und -teile zwei- oder 
mehrseitige Regelungen zur Schaffung einheitlicher 
Voraussetzungen für die Bauartgenehmigung in den 
einzelnen Mitgliedstaaten erlassen werden sollen. 

3. Durch das Genfer Abkommen ist eine Aktion der 
EWG-Organe zur Beseitigung der Beschränkungen 


im Kraftfahrzeug- und Ersatzteilhandel zwischen den 
Mitgliedstaaten keineswegs überflüssig geworden. 

Mit Ausnahme Luxemburgs sind alle EWG-Staaten 
dem Genfer Übereinkommen beigetreten. Dieses ent- 
hält Verfahrensregeln für den Abschluß zwei- oder 
mehrseitiger Regelungen betreffend die verschie- 
denen Kraftfahrzeugausrüstungen und -teile, wonach 
aber jeder Mitgliedstaat von diesen Regelungen ein- 
seitig zurücktreten oder das Übereinkommen selbst 
kündigen kann. 

Die Gemeinschaft braucht dagegen einen Komplex 
von Regeln, die für alle Staaten verbindlich sind. 
Ebenso notwendig ist, daß derartige Regeln nicht nur 
im Hinblick auf die Verwirklichung einheitlicher 
Voraussetzungen für die Bauartgenehmigung von 
Kraftfahrzeugausrüstungen und -teilen, sondern auch 
für die Betriebserlaubnis dieser Fahrzeuge selbst 
aufgestellt werden. Aus diesen Erwägungen sah sich 
die Kommission veranlaßt, sich ihrerseits mit dieser 
Frage zu befassen. 

4. Die Vorrangbehandlung, die der Angleichung 
der technischen Vorschriften für Kraftfahrzeuge ge- 
währt wird, rechtfertigt sich aus der Bedeutung, die 
der Herstellung und dem Handel mit diesen Fahr- 
zeugen in der Gemeinschaft zukommt. 

Die in diesem Sektor unternommenen Arbeiten sol- 
len zur Festlegung eines europäischen Fahrzeugtyps 
und eines europäischen Typs für die einzelnen Aus- 
rüstungen und Teile führen, die bauartgenehmi- 
gungspflichtig sind. Diese Definition wird das Ergeb- 
nis einer Reihe technischer Vorschriften über Bau- 
und Anbau von Fahrzeugen und ihren Einzelteilen 
sein. So werden z. B. neben dem in der Anlage bei- 
gefügten Richtlinienentwurf zur Zeit Richtlinien 
über die Anbringung der amtlichen Kennzeichen an 
der Rückseite von Fahrzeugen, über Bremsvorrich- 
tungen, Sicherheitsglas, Beleuchtungs- und Leucht- 
signalanlagen und über die Beseitigung radio-elek- 
trischer Störungen ausgearbeitet. 

Nach dem durch diese Richtlinien eingeführten 
System dürfen die Mitgliedstaaten die Bauartgeneh- 
migung für Ausrüstungen und Einzelteile und die 
Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge nicht versa- 
gen, wenn diese den technischen Vorschriften der 
Gemeinschaft entsprechen. Außerdem gilt die von 
den zuständigen Behörden eines Staates erteilte Be- 
triebserlaubnis oder Bauartgenehmigung in allen 
anderen Staaten der Gemeinschaft. 

Auf diese Weise wird es den betreffenden Herstel- 
lern und Konstrukteuren ermöglicht, durch die An- 
passung ihrer Produktion an den europäischen Typ 
Erzeugnisse herzustellen, die mit Sicherheit zur Her- 
stellung, zum Vertrieb und zur Verwendung im ge- 
samten Gebiet der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft zugelassen werden. 
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Es schien zunächst nicht erforderlich, den Konstruk- 
teuren und Herstellern die absolute Verpflichtung 
aufzuerlegen, ihre Produktion den Gemeinschafts- 
vorschriften anzupassen. Man hielt es deshalb für 
zweckmäßig, den Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu 
belassen, die Herstellung, den Vertrieb und die Ver- 
wendung von Erzeugnissen zu gestatten, die zwar 
nicht den Gemeinschaftsnormen, wohl aber den ört- 
lichen oder besonderen Erfordernissen entsprechen. 

5. Aufgrund der bereits im Rahmen des Genfer 
Übereinkommens gemachten Erfahrungen hat die 
Kommission in Zusammenarbeit mit Regierungs- 
sachverständigen den Vorschlag einer Richtlinie vor- 
bereitet, der für alle EWG-Mitgliedstaaten einheit- 
liche technische Vorschriften über den Bau und den 
Anbau von Fahrtrichtungsanzeigern für Kraftfahr- 
zeuge festlegt. 

Die Wahl dieser ersten Richtlinie in dem betref- 
fenden Sektor rechtfertigt sich deshalb, weil sie 
gleichzeitig die Bauartgenehmigung der Fahrtrich- 
tungsanzeiger und die Betriebserlaubnis der mit die- 
sen Fahrtrichtungsanzeigern ausgerüsteten Kraft- 
fahrzeuge behandelt. 

Bei bestimmten Richtlinien über andere Kraftfahr- 
zeugteile sind die Bestimmungen über den Anbau 
und über die Versuche ausschlaggebend, und die 
Angleichung der unterschiedlichen nationalen Rechts- 
bestimmungen kann nur auf der Ebene der Betriebs- 
erlaubnis des Fahrzeugs selbst erfolgen (z. B. bei 
Bremsvorrichtungen). 

Hierbei wurde auch den Bemerkungen des Ver- 
bindungsausschusses der Automobilindustrie in der 
EWG, des Verbindungsausschusses der Konstruk- 
teure von Zubehör- und Ersatzteilen und der Brüs- 
seler Arbeitsgruppe (G.T.B.) — einer Zweigorgani- 
sation des Internationalen Elektrotechnischen Aus- 
schusses und der Internationalen Organisation für 
Normung — Rechnung getragen. 

6. Ganz besonders muß auf die Bedeutung verwie- 
sen werden, die die auf diesem Gebiet unternom- 
mene Harmonisierungsarbeit für die Straßenver- 
kehrssicherheit hat. Ein erstes Ergebnis wird sich 
hier zeigen, wenn einmal sämtliche Hersteller in der 
Gemeinschaft sich an technische Merkmale halten, 
die ein Höchstmaß an Sicherheit verbürgen. Dies 
trifft in besonderem Maße für die Fahrtrichtungsan- 
zeiger von Kraftfahrzeugen zu. 

So konnte die Kommission die Ausarbeitung des in 
der Anlage beigefügten Richtlinienvorschlags vor- 
nehmen. 

II. Erläuterungen zur Richtlinie 

7. Die Richtlinie geht von folgenden Grundsätzen 
aus: 

— Den Mitgliedstaaten ist verboten, sich dem Ver- 
kauf von Fahrtrichtungsanzeigern zu widersetzen 
oder den Verkauf, die Zulassung, den Betrieb 
oder die Verwendung von Fahrzeugen aus Grün- 
den ihrer Ausrüstung mit Fahrtrichtungsanzei- 
gern zu versagen, sofern diese Vorrichtungen 
den in der Anlage zu dieser Richtlinie festgeleg- 
ten technischen Bestimmungen entsprechen. 


— Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die Bauart- 
genehmigung für Vorrichtungstypen, die diesen 
Vorschriften entsprechen, zu erteilen und dem 
Antragsteller ein europäisches Prüfzeichen aus- 
zustellen, das dieser auf den dem bauartgeneh- 
migten Typ entsprechenden Vorrichtungen an- 
bringen kann. 

— Den Mitgliedstaaten ist verboten, aus Gründen, 
die die Fahrtrichtungsanzeiger betreffen, die Be- 
triebserlaubnis für Kraftfahrzeuge zu versagen, 
sofern diese mit dem EWG-Prüfzeichen versehe- 
nen Vorrichtungen den gemeinsamen Anbauvor- 
schriften entsprechen. 

— Die Mitgliedstaaten erkennen die von ihnen 
unter den in der Richtlinie festgesetzten Voraus- 
setzungen erteilte Betriebserlaubnis und Bauart- 
genehmigung an. Die Verwirklichung dieses 
Systems wird durch den Austausch der Beschei- 
nigungen über die Betriebserlaubnis und Bauart- 
genehmigung gewährleistet. 

8. Einige Artikel bedürfen eines besonderen Kom- 
mentars. So sind die Mitgliedstaaten zur Erteilung 
der Bauartgenehmigung für Vorrichtungstypen oder 
der Betriebserlaubnis für Fahrzeuge mit solchen 
Vorrichtungen nur verpflichtet, wenn die folgenden 
Voraussetzungen erfüllt sind (Artikel 3 und 9): 

— Die Vorrichtungen müssen den technischen Vor- 
schriften der Gemeinschaft entsprechen. 

— Sofern der Hersteller oder Konstrukteur in dem 
Mitgliedstaat, in dem er die Erteilung der Bau- 
artgenehmigung oder Betriebserlaubnis bean- 
tragt, nicht selbst ansässig ist, muß er dort einen 
von diesem Staat zugelassenen Vertreter haben. 

— Die zuständigen Behörden des Staates, der die 
Bauartgenehmigung oder Betriebserlaubnis er- 
teilt, müssen in der Lage sein, die Übereinstim- 
mung der Produktion mit dem genehmigten oder 
zugelassenen Typ nachzuprüfen. 

Dieses Verfahren ermöglicht es den Konstrukteuren 
und Herstellern von Drittstaaten, die Bauartgeneh- 
migung oder Betriebserlaubnis für einen Vorrich- 
tungstyp oder ein Fahrzeug zu erhalten und damit 
für ihre Produktion, vorbehaltlich der in der Richt- 
linie festgelegten Voraussetzungen, in den Genuß 
der gegenseitigen Anerkennung der Kontrollen in 
der Gemeinschaft zu kommen. 

Die Kommission ist sich der Tatsache bewußt gewor- 
den, daß die Nachprüfung der Übereinstimmung der 
Produktion mit dem genehmigten Typ zu Schwierig- 
keiten Anlaß geben könnte, wenn die Produktion 
selbst in einem anderen Staat als demjenigen, der 
die Bauartgenehmigung erteilt hat, stattgefunden 
hat. Hierbei handelt es sich jedoch um eine Schwie- 
rigkeit, die einige Staaten in der Praxis überwinden 
konnten. 

Nach Ansicht der Kommission ist es Sache der 
nationalen Verwaltungen, die Bauartgenehmigung 
zu versagen, wenn sich eine zuverlässige Kontrolle 
der Übereinstimmung der Produktion mit dem ge- 
nehmigten Typ in der Praxis als unmöglich erweist. 
Diese Erwägungen gelten auch für die Erteilung der 
Betriebserlaubnis für Fahrzeuge. 


16 



Deutscher Bundestag - — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3784 


Die Kommission ist der Ansicht, daß die Ausdeh- 
nung der Vorteile der Richtlinie auf Waren aus 
Drittländern nicht im Rahmen von Gegenseitigkeits- 
vereinbarungen denkbar ist, die mit ihnen geschlos- 
sen werden müßten und da es sich hier nicht um 
eine besondere Seite der gemeinsamen Handels- 
politik handelt. 

Die Kommission ist hingegen der Ansicht, daß die 
technischen Vorschriften der Richtlinie die Ver- 
kehrssicherheit zu gewährleisten haben und folglich 
nicht Gegenstand von Handelsbesprechungen sein 
können. 

Was die gegenseitige Anerkennung der Kontrollen 
betrifft, so würde ein Ausschluß der aus Drittlän- 
dern stammenden und im freien Verkehr befind- 
lichen Waren von den Vorteilen dieser Anerken- 
nung dazu führen, innerhalb der Gemeinschaft das 
Bestehen von Kontrollen im Warenaustausch zwi- 
schen Mitgliedstaaten zu verewigen, was dem Be- 
griff des Gemeinsamen Marktes unmittelbar wider- 
spricht. 

9. Bezüglich des Prüfzeichens stellte sich insofern 
ein Problem, als schon die Signatarstaaten des Gen- 
fer Übereinkommens für Waren, die der genehmig- 
ten Regelung entsprechen, ein Prüfzeichen erteilen. 
Aus den in Kapitel I genannten Gründen schien es 
weder zweckmäßig noch möglich, für die Gemein- 
schaft das gleiche Prüfzeichen zu übernehmen. 

10. Die Artikel 3 Absatz 3 und 12 Absatz 3 sehen 
ein Schiedsverfahren zur Regelung technischer 
Streitfragen vor, die zwischen dem Staat, der die 
Betriebserlaubnis oder Bauartgenehmigung erteilt 
hat, und den anderen Mitgliedstaaten hinsichtlich 
der Übereinstimmung der Produktion der Vorrich- 
tungen oder der mit diesen Vorrichtungen ausge- 
statteten Fahrzeuge mit dem genehmigten oder zu- 
gelassenen Typ entstehen können. 

Dieses Schiedsverfahren wird die Lösung bestimm- 
ter Streitfragen erleichtern, ohne daß dadurch — 
wie in den Erwägungsgründen erwähnt — einer im- 
mer möglichen Anwendung der Artikel 169 und 170 
vorgegriffen wird. 

11. Durch Artikel 13 sollen gewisse verfahrens- 
mäßige und jurisdiktioneile Garantien für die ord- 
nungsgemäße Anwendung der Gemeinschaftsnormen 
in allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft einge- 
führt werden. 

Diese Verpflichtungen haben keine Auswirkung auf 
die verschiedenen richterlichen Systeme; vielmehr 


wird einfach klargestellt, daß gewisse Verwaltungs- 
maßnahmen, die eine Ablehnung oder ganz allge- 
mein eine für eine bestimmte Person nachteilige 
Maßnahme beinhaltet, zu begründen und dem Be- 
teiligten unter Angabe der im geltenden Inlands- 
recht vorgesehenen Rechtsmittel mitzuteilen sind. 

12. Durch Artikel 14 wird der Kommission die 
Möglichkeit gegeben, in angemessener Frist von 
allen von den Mitgliedstaaten in den unter die 
Richtlinie fallenden Bereichen ausgearbeiteten Ent- 
würfen unterrichtet zu werden, um ggf. hierzu Stel- 
lung nehmen zu können. 

Wegen des in dieser Richtlinie gewählten Systems, 
das praktisch den Mitgliedstaaten erlaubt, bis auf 
weiteres ihre eigenen Rechtsvorschriften sozusagen 
parallel zu den Gemeinschaftsbestimmungen in Kraft 
zu lassen, hielt man die Aufnahme eines besonderen 
Artikels (Artikel 15) für zweckmäßig um klarzustel- 
len, daß die Richtlinie einer Anwendung der Artikel 
31 und 32 des Vertrags auf Waren, die den im An- 
hang festgelegten Vorschriften nicht entsprechen, 
nicht entgegensteht. Die Mitgliedstaaten können 
nämlich die Einfuhr von Fahrtrichtungsanzeigern, die 
zwar nicht den Gemeinschaftsvorschriften, wohl aber 
den nationalen Bestimmungen entsprechen, in ihr 
Hoheitsgebiet nicht ablehnen. 

13. Artikel 16 zweiter Satz sieht eine Frist von drei 
Jahren vor, nach deren Ablauf die Mitgliedstaaten 
das Recht haben, ihre nationalen Rechtsvorschriften 
durch die Gemeinschaftsvorschriften zu ersetzen. 
Dies entspricht dem wiederholt von den Produzenten 
geäußerten Wunsch nach einer genügend langen 
Zeitspanne zur Anpassung ihres mittelfristigen Pro- 
duktionsprogramms an die Bestimmungen der Richt- 
linie. 

Die derzeitige Fassung von Artikel 17 zweiter Satz 
befriedigt auch die Mitgliedstaaten, deren Rechtsvor- 
schriften im Zeitpunkt der Veröffentlichung der 
Richtlinie abgeändert werden. 


Anhörung der Versammlung und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
dürfte nach Artikel ,100 Absatz 2 zwingend vorge- 
schrieben sein. Durch die Inkraftsetzung der in der 
Richtlinie vorgesehenen Vorschriften sind nämlich 
einige Mitgliedstaaten zu einer Änderung ihrer 
Rechtsvorschriften gezwungen. 
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